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Steuerliche Informationen für Mandanten November 2019 

 

Mit diesem Schreiben informiere ich Sie über:  

1 Grundsteuerreform beschlossen  
2 Mindestlohn ab 1. Januar 2020: 9,35 Euro  
3 Weitere Steueränderungen ab 2020 und später 
4 Verbilligte Überlassung einer Wohnung  
5 Vorsteuerabzug bei Umzugskostenerstattung an Arbeitnehmer  
6 Zurechnung eines Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs 
7 Fristverlängerung bei Umstellung von Registrierkassen  
8 Inventur am Ende des Wirtschaftsjahres 
 

1 Grundsteuerreform beschlossen  

Das Bundesverfassungsgericht hatte die derzeitigen Regelungen zur Einheitsbewertung bei der Erhebung 
der Grundsteuer für verfassungswidrig erklärt. Danach ist der Gesetzgeber verpflichtet, spätestens bis zum 
31. Dezember 2019 eine Neuregelung zu treffen. Nunmehr hat die Bundesregierung ein Gesetz zur Reform 
des Grundsteuer- sowie des Bewertungsrechts vorgelegt, das kürzlich vom Bundesrat verabschiedet wurde. 
Danach ist Folgendes vorgesehen:  

Bewertungsverfahren  

Unbebaute und bebaute Grundstücke werden künftig nicht mehr mit den bisherigen (niedrigen) Einheitswer-
ten bewertet, sondern nach einem neuen typisierenden Ertrags- und Sachwertverfahren. Dabei wird der 
Wert unbebauter Grundstücke anhand von Bodenrichtwerten ermittelt, die von Erhebungen unabhängiger 
Gutachterausschüsse abgeleitet werden.  

Die Ermittlung des Grundsteuerwerts bebauter Grundstücke erfolgt  

a) für Geschäftsgrundstücke, gemischt genutzte Grundstücke oder Nichtwohngrundstücke nach ei-
nem Sachwertverfahren: Dabei ist der Bodenwert wie bei unbebauten Grundstücken mit dem Boden-
richtwert zu berücksichtigen. Daneben wird für das Gebäude ein Gebäudesachwert ermittelt, der im We-
sentlichen aus typisierend angenommenen „Normalherstellungskosten" des Gebäudes abgeleitet wird.  

b) für Ein- und Zweifamilienhäuser, Mietwohngrundstücke und Wohnungseigentum nach einem Er-
tragswertverfahren unter Berücksichtigung eines abgezinsten Bodenwerts sowie eines kapitalisierten 
Reinertrags. Der Reinertrag ergibt sich im Wesentlichen nach einem typisierenden Verfahren aus ange-
nommenen Netto-Kaltmieten je m2 in Abhängigkeit von der Lage des Grundstücks.  

Die Besteuerung von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen erfolgt künftig durch eine standardisierte 
Bewertung der Flächen und der Hofstellen sowie die Ermittlung eines durchschnittlichen Ertragswerts.  

https://www.google.com/maps/place/CONTIPARK+Tiefgarage+Leibniz+Kolonnaden/@52.50455,13.3172793,17z/data=!4m8!1m2!2m1!1sparkhaus+in+der+N%C3%A4he+von+Walter-Benjamin-Platz,+Berlin,+Deutschland!3m4!1s0x47a850e425d63a71:0x334d94850646f6bf!8m2!3d52.5028!4d13.313284?hl=de-DE
mailto:knut@lingott.de
file://DatevSRV/DATEN/LINGOTT/Beruf/Informationsbriefe/docx/2018/knut@lingott.de-mail.de
https://www.lingott.de/
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Auch nach neuem Recht werden künftig die Grundsteuerwerte mit einer gesetzlich festgelegten Steuermess-
zahl multipliziert. Auf den so ermittelten Steuermessbetrag wird der jeweilige Hebesatz der Gemeinde ange-
wendet. Die Gemeinden erhalten künftig die Möglichkeit, in Gebieten mit besonderem Wohnraumbedarf für 
„baureife" Grundstücke einen gesonderten Hebesatz festzusetzen.8  

Bewertungszeitpunkt  

Als ersten Hauptfeststellungszeitpunkt für die neuen Grundsteuerwerte nach den neuen Bewertungsregelun-
gen ist der 1. Januar 2022 vorgesehen. Die anschließenden Hauptfeststellungen sollen in einem Abstand 
von 7 Jahren erfolgen. Die nächste darauffolgende Hauptfeststellung wäre demnach der 1. Januar 2029.  

Auch wenn die erste (neue) Hauptfeststellung auf den 1. Januar 2022 erfolgt, bleiben die bisherigen Ein-
heitswerte zunächst bis einschließlich 31. Dezember 2024 weiterhin für die Besteuerung maßgeblich; dies 
entspricht den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts. Spätestens ab dem Jahr 2025 ist eine Erhebung 
der Grundsteuer aufgrund der alten Einheitswerte dann nicht mehr zulässig.  

Gesetzgebungskompetenz  

Auch künftig werden die Gemeinden die Höhe der Grundsteuer mittels eines örtlichen Hebesatzes bestim-
men können. Neu ist, dass die Bundesländer ab dem Jahr 2025 grundsätzlich die Befugnis erhalten, auch 
umfassende, vom Bundesrecht abweichende Regelungen für die Grundsteuer zu schaffen (z.B. mit einem 
abgeänderten Bewertungsverfahren), etwa wenn es durch die Reform zu einer nicht beabsichtigten struktu-
rellen Erhöhung der Grundsteuer in einzelnen Gemeinden kommt. 

2 Mindestlohn ab 1. Januar 2020: 9,35 Euro  

Die Mindestlohn-Kommission (paritätisch besetzt aus Vertretern von Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
schaften) hat beschlossen, den gesetzlichen Mindestlohn von bisher 9,19 Euro auf 9,35 Euro je Zeitstunde 
anzuheben. Durch eine entsprechende Rechtsverordnung ist diese Anhebung rechtsverbindlich. 

Bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (sog. Minijobs) ist ab 2020 zu beachten, dass infolge der 
Anhebung des Mindestlohns die Arbeitszeit ggf. entsprechend zu reduzieren ist, damit die Grenze von 450 
Euro nicht überschritten wird.  

3 Weitere Steueränderungen ab 2020 und später  

Mit einem vom Bundesrat verabschiedeten „Dritten Bürokratieentlastungsgesetz'' werden ab dem 1. Ja-
nuar 2020 u. a. auch steuerliche Vorschriften geändert:  

• Die Umsatzgrenze für Kleinunternehmer soll von 17.500 Euro auf 22.000 Euro angehoben werden.  

• Der Freibetrag zur Gesundheitsförderung nach§ 3 Nr. 34 EStG soll von 500 Euro auf 600 Euro anstei-
gen.  

• Die Tageslohngrenze für kurzfristige Beschäftigung soll von 72 Euro auf 120 Euro und die Stunden-
lohngrenze von 12 Euro auf 15 Euro angehoben werden(§ 40a Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 Nr. 1 EStG).  

• Die Grenze für die Lohnsteuer-Pauschalierung von Gruppenunfallversicherungsbeiträgen soll von 62 
Euro auf l00 Euro erhöht werden.  

Die Bundesregierung plant auch ein Gesetz zur Umsetzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steuer-
recht. Darin enthalten ist eine Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei zu eigenen Wohnzwe-
cken genutzten Gebäuden (neuer§ 35c EStG). Begünstigt sind danach insbesondere Wärmedämmungen 

https://www.lingott.de/
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und Erneuerung bzw. Optimierung von Heizungsanlagen, mit denen nach dem 31. Dezember 2019 begon-
nen wird und die vor dem 1. Januar 2030 abgeschlossen werden. Die Steuerermäßigung beträgt in den ers-
ten drei Jahren insgesamt 20 % der Aufwendungen, die jedoch auf 200.000 Euro beschränkt sind; die Ermä-
ßigung kann direkt von der Einkommensteuer abgezogen werden, sodass eine maximale Steuerersparnis 
von 40.000 Euro - verteilt auf drei Jahre - möglich ist.  

Vorgesehen ist außerdem für die Jahre 2021 bis 2026 die Entfernungspauschale ab dem 21. Kilometer 
auf 0,35 Euro anzuheben; für die ersten 20 Kilometer bleibt es aber bei 0,30 Euro. Dadurch sollen insbeson-
dere Fernpendler entlastet werden. Diejenigen Arbeitnehmer, bei denen sich die erhöhte Entfernungspau-
schale ab dem 21. Kilometer steuerlich nicht auswirkt, weil das zu versteuernde Einkommen niedriger ist 
als der Grundfreibetrag, können insoweit eine Mobilitätsprämie in Höhe von 14 % ( = Eingangssteuersatz 
bei der Einkommensteuer) der ab dem 21. Kilometer gewährten Entfernungspauschale von 0,35 Euro bean-
tragen.  

Als weitere Maßnahme soll der Umsatzsteuersatz für Bahnfernreisen (über 50 km) ab 2020 auf 7 % ge-
senkt werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Bahngesellschaften diese Umsatzsteuerersparnis 
an die Bahnreisenden weitergeben.  

Das Gesetzgebungsverfahren zum Klimaschutzprogramm ist noch nicht abgeschlossen, weitere Änderun-
gen sind zu erwarten. 

4 Verbilligte Überlassung einer Wohnung 

Bei Vermietung einer Wohnung z.B. an Kinder, Eltern oder Geschwister zu Wohnzwecken ist darauf zu ach-
ten, dass der Mietvertrag dem zwischen Fremden üblichen entspricht und der Vertrag auch tatsächlich so 
vollzogen wird (z.B. durch regelmäßige Mietzahlungen und Nebenkostenabrechnungen).  

Ist dies nicht der Fall, wird das Mietverhältnis insgesamt nicht anerkannt, insbesondere mit der Folge, dass 
mit der Vermietung zusammenhängende Werbungskosten nicht geltend gemacht werden können.  

Bei einer verbilligten Vermietung ist zusätzlich zu beachten, dass eine sog. Entgeltlichkeitsgrenze einge-
halten wird, wenn der Werbungskostenabzug in voller Höhe erhalten bleiben soll: Beträgt die vereinbarte 
Miete mindestens 66 % der ortsüblichen Miete, kommt regelmäßig ein Werbungskostenabzug in voller 
Höhe in Betracht (§21 Abs. 2 EStG). 

Beträgt die vereinbarte Miete dagegen weniger als 66 % der Marktmiete, geht das Finanzamt von einer teil-
entgeltlichen Vermietung aus und kürzt ( anteilig) die Werbungskosten.  

Die ortsübliche Marktmiete umfasst die ortsübliche Kaltmiete zuzüglich der nach der Betriebskostenverord-
nung umlagefähigen Kosten (sog. Warmmiete) 

Die Entgeltlichkeitsgrenze gilt regelmäßig auch bei Vermietung einer Wohnung an Fremde. Die Finanzver-
waltung nimmt eine (anteilige) Kürzung der Werbungskosten auch dann vor, wenn es aus rechtlichen oder 
tatsächlichen Gründen nicht möglich ist, die vereinbarte Miete zu erhöhen, um die oben genannte Grenze 
einzuhalten.  

Es ist zu empfehlen, betroffene Mietverhältnisse regelmäßig zu überprüfen und ggf. die Miete anzupassen.  

5 Vorsteuerabzug bei Umzugskostenerstattung an Arbeitnehmer  

Bisher war unklar, ob ein Unternehmer aus Umzugskosten, die er seinem Arbeitnehmer erstattet, den Vor-
steuerabzug geltend machen kann. Ein Finanzgericht hatte dies für möglich angesehen. Diese Auffassung 
hat nun der Bundesfinanzhof grundsätzlich bestätigt und den Vorsteuerabzug aus Rechnungen eines vom 
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Arbeitgeber beauftragten Maklers für die Vermittlung von Wohnungen für neue Arbeitnehmer zum Abzug zu-
gelassen. Nach Auffassung des Gerichts ist die Leistung im eigenen Interesse des Arbeitgebers und damit 
für das Unternehmen erbracht worden.  

Die Begründung des Bundesfinanzhofs lässt darauf schließen, dass auch bei der Übernahme von anderen 
Umzugskosten der Vorsteuerabzug möglich ist. Es ist allerdings darauf zu achten, dass auch die übrigen Vo-
raussetzungen für den Vorsteuerabzug vorliegen; insbesondere müssen die Rechnungen auf das Unterneh-
men ausgestellt sein.  

6 Zurechnung eines Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs  

Die gezahlte Kirchensteuer kann regelmäßig im Jahr der Zahlung in vollem Umfang als Sonderausgabe ab-
gezogen werden. Umgekehrt werden Kirchensteuer-Erstattungen, die mangels ausreichender Kirchensteuer-
Zahlungen nicht verrechnet werden können (sog. Erstattungsüberhang), zum Gesamtbetrag der Einkünfte 
hinzugerechnet (§ 10 Abs. 4b EStG), erhöhen also das Einkommen. Derartige Situationen können z.B. dann 
entstehen, wenn Vorauszahlungen zur Kirchensteuer zu hoch festgesetzt waren und im Jahr der Erstattung 
nur geringe oder keine Kirchensteuer mehr festzusetzen ist.  

In der Regel ist es unerheblich, an welcher Stelle der Einkommensermittlung Beträge hinzugerechnet wer-
den. Sofern Verlustvorträge vorhanden sind, kann es für das Ergebnis aber bedeutsam sein, wie mit einem 
Erstattungsüberhang verfahren wird.  

7 Fristverlängerung bei Umstellung von Registrierkassen  

Grundsätzlich müssen ab dem 1. Januar 2020 alle (älteren) elektronischen Registrierkassen über eine zertifi-
zierte technische Sicherheitseinrichtung zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen 
verfügen. Da eine entsprechende Einrichtung aber derzeit noch nicht flächendeckend auf dem Markt verfüg-
bar ist, wird die Umstellungsfrist bis zum 30. September 2020 verlängert. 

Für Kassen, die nach dem 25. November 2010 und vor dem 1. Januar 2020 aufgrund früherer Anforderun-
gen angeschafft wurden und nicht umrüstbar sind, bleibt es bei der bisherigen Übergangsregelung: Derartige 
Kassen dürfen weiterhin bis zum 31. Dezember 2022 verwendet werden. 

8 Erstellung des Inventars  

Voraussetzung für die Aufstellung der Bilanz ist die Aufzeichnung der einzelnen Vermögensgegenstände 
(Inventar). Insbesondere die Erfassung des Vorratsvermögens (Bilanzpositionen: Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe, unfertige und fertige Erzeugnisse, Waren) erfordert grundsätzlich eine körperliche Bestandsauf-
nahme (Inventur).  

Das Vorratsvermögen kann auch mit Hilfe anerkannter mathematisch-statistischer Methoden aufgrund von 
Stichproben ermittelt werden, wenn das Ergebnis dem einer körperlichen Bestandsaufnahme gleichkommt 
(§ 241 Abs. 1 H:GB). Als weitere Inventurerleichterungen kommen die Gruppenbewertung (siehe Tz. 6.1) 
und der Festwert (siehe Tz. 6.2) in Betracht.  

2 Zeitpunkt der Inventur  

2.1 Zeitnahe Inventur: Eine ordnungsgemäße Bestandsaufnahme ist regelmäßig am Bilanzstichtag oder 
innerhalb von 10 Tagen vor oder nach dem Bilanzstichtag durchzuführen. Bestandsveränderungen zwischen 
dem Tag der Bestandsaufnahme und dem Bilanzstichtag sind dabei zu berücksichtigen.  

2.2 Zeitverschobene Inventur: Die körperliche Bestandsaufnahme kann an einem Tag innerhalb der letzten 
drei Monate vor oder der ersten zwei Monate nach dem Bilanzstichtag durchgeführt werden, wenn durch 
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ein Fortschreibungs- oder Rückrechnungsverfahren die ordnungsmäßige Bewertung zum Bilanzstichtag si-
chergestellt ist. Die Fortschreibung kann nach der folgenden Methode vorgenommen werden, wenn die Zu-
sammensetzung des Warenbestands am Bilanzstichtag nicht wesentlich von der Zusammensetzung am In-
venturstichtag abweicht. 

Es ist auch zulässig, Teile des Warenbestands am Bilanzstichtag und andere Teile im Wege der Fortschrei-
bung bzw. Rückrechnung zu erfassen. Bei Vermögensgegenständen mit hohem Wert, hohem Schwund oder 
Gegenständen, die starken Preisschwankungen unterliegen, ist eine zeitverschobene Inventur regelmäßig 
nicht anwendbar. Vgl. dazu auch R 5.3 Abs. 2 und 3 EStR.  

2.3 Permanente Inventur: Eine Bestandsaufnahme kann auch aufgrund einer permanenten Inventur erfol-
gen; hierbei kann der Bestand für den Bilanzstichtag nach Art und Menge anhand von Lagerbüchern (z.B. 
EDV-unterstützte Lagerverwaltung) festgestellt werden. Dabei ist allerdings mindestens einmal im Wirt-
schaftsjahr der Buchbestand durch körperliche Bestandsaufnahme zu überprüfen. Wegen der weiteren Vo-
raussetzungen vgl. H 5.3 „Permanente Inventur" EStH. Eine permanente Inventur wird regelmäßig nicht an-
erkannt bei Vermögensgegenständen von hohem Wert, mit hohem Schwund oder bei hohen Mengendiffe-
renzen (R 5.3 Abs. 3 EStR).  

3 Umfang der Inventur  

Das Inventar (Bestandsverzeichnis) muss den Nachweis ermöglichen, dass die Vermögensgegenstände 
vollständig aufgenommen worden sind. In diesem Zusammenhang ist auf Folgendes hinzuweisen:  

3.1 Hilfs- und Betriebsstoffe, Verpackung usw.: Auch Hilfs- und Betriebsstoffe sind aufzunehmen. Hilfs-
stoff ist z. B. der Leim bei der Möbelherstellung. Betriebsstoffe sind z. B. Heizmaterial sowie Benzin und Öl 
für Kraftfahrzeuge. Im Allgemeinen genügt es, wenn sie mit einem angemessenen geschätzten Wert erfasst 
werden (vgl. dazu auch Tz. 6).  

Eine genaue Bestandsaufnahme ist aber auch für Hilfs- und Betriebsstoffe und Verpackungsmaterial erfor-
derlich, wenn es sich entweder um erhebliche Werte handelt oder wenn die Bestände an den Bilanzstichta-
gen wesentlich schwanken.  

3.2 Unfertige und fertige Erzeugnisse: Aus den Inventur-Unterlagen muss erkennbar sein, wie die Bewer-
tung der unfertigen und fertigen Erzeugnisse erfolgte, d. h., die Ermittlung der Herstellungskosten ist leicht 
nachprüfbar und nachweisbar - ggf. durch Hinweise auf Arbeitszettel oder Kalkulationsunterlagen - zu bele-
gen. Bei den unfertigen Erzeugnissen sollte der Fertigungsgrad angegeben werden. Vgl. auch R 6.3 EStR.  

3.3 „Schwimmende Waren": Unterwegs befindliche Waren sind ebenfalls bestandsmäßig zu erfassen, 
wenn sie wirtschaftlich zum Vermögen gehören (z.B. durch Erhalt des Konnossements oder des Ausliefe-
rungsscheins). Lagern eigene Waren in fremden Räumen (z. B. bei Spediteuren), ist eine Bestandsauf-
nahme vom Lagerhalter anzufordern.  

3.4 Kommissionswaren: Kommissionswaren sind keine eigenen Waren und daher nicht als Eigenbestand 
aufzunehmen. Andererseits sind eigene Waren, die den Kunden als Kommissionswaren überlassen worden 
sind, als Eigenbestand zu erfassen (ggf. sind Bestandsnachweise von Kunden anzufordern).  

3.5 Minderwertige Waren: Minderwertige und wertlose Waren sind ebenfalls bestandsmäßig aufzunehmen. 
Die Bewertung kann dann ggf. mit 0 Euro erfolgen.  

4 Bewegliches Anlagevermögen  

4.1 In das Bestandsverzeichnis müssen grundsätzlich sämtliche beweglichen Gegenstände des Anlagever-
mögens aufgenommen werden, auch wenn sie bereits abgeschrieben sind. Zu den Ausnahmen siehe Tz. 
4.2 und 6.2.  

https://www.lingott.de/
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Auf die körperliche Bestandsaufnahme kann verzichtet werden, wenn ein besonderes Anlagenverzeichnis 
(Anlagekartei) geführt wird; darin ist jeder Zu- und Abgang laufend einzutragen (vgl. R 5.4 Abs. 4 EStR).  

4.2 Sofort abzugsfähige geringwertige Wirtschaftsgüter müssen in einem besonderen, laufend zu führen-
den Verzeichnis bzw. auf einem besonderen Konto erfasst werden, wenn die Anschaffungs-/Herstellungs-
kosten mehr als 250 Euro und nicht mehr als 800 Euro betragen. 

Für Wirtschaftsgüter zwischen 250 Euro und 1.000 Euro, die in den Sammelposten aufgenommen werden, 
bestehen - abgesehen von der Erfassung des Zugangs - keine besonderen Aufzeichnungspflichten; sie müs-
sen auch nicht in ein Inventar aufgenommen werden. 

4.3 Leasinggegenstände sind im Anlagenverzeichnis zu erfassen, wenn sie dem Leasingnehmer zuzurech-
nen sind (z. B., wenn die Grundmietzeit weniger als 40 % oder mehr als 90 % der Nutzungsdauer beträgt 
oder bei Leasingverträgen mit Kaufoption).  

5 Forderungen und Verbindlichkeiten 

Zur Inventur gehört auch die Aufnahme sämtlicher Forderungen und Verbindlichkeiten, also die Erstellung 
von Saldenlisten für Schuldner und Gläubiger. Auch Besitz- und Schuldwechsel sind einzeln zu erfassen. 
Die Saldenlisten sind anhand der Kontokorrentkonten getrennt nach Forderungen und Verbindlichkeiten auf-
zustellen.  

6 Bewertungsverfahren  

6.1 Einzelbewertung- Gruppenbewertung: Grundsätzlich sind bei der Inventur die Vermögensgegen-
stände einzeln zu erfassen und entsprechend zu bewerten(§ 240 Abs. 1 HGB).  

Soweit es den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entspricht, können jedoch gleichartige Vermö-
gensgegenstände des Vorratsvermögens sowie andere gleichartige oder annähernd gleichartige bewegliche 
Vermögensgegenstände jeweils zu einer Gruppe zusammengefasst werden (Gruppenbewertung nach § 
240 Abs. 4 HGB, siehe auch R 6.8 Abs. 4 EStR).  

Als vereinfachte Bewertungsverfahren kommen die Durchschnittsbewertung oder ein Verbrauchsfolge-
verfahren, wie z. B. bei Brennstoff- Vorräten (sog. Lifo-Verfahren; R 6.9 EStR) in Betracht.  

6.2 Festwerte: Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens sowie Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe (ausgenommen die unter Tz. 4.2 genannten Wirtschaftsgüter) können, wenn sie regelmäßig ersetzt 
werden und ihr Gesamtwert für das Unternehmen von nachrangiger Bedeutung ist, mit einer gleichbleiben-
den Menge und einem gleichbleibenden Wert angesetzt werden, sofern ihr Bestand in seiner Größe, seinem 
Wert und seiner Zusammensetzung nur geringen Veränderungen unterliegt (Festbewertung nach § 240 
Abs. 3 HGB). Diese Art der Bewertung kommt z. B. bei Werkzeugen, Flaschen, Fässern, Verpackungsmate-
rial in Betracht. 

Die durch Festwerte erfassten Gegenstände sind regelmäßig nur an jedem dritten Bilanzstichtag aufzuneh-
men; für Gegenstände des beweglichen Anlagevermögens ist spätestens an jedem fünften Bilanzstichtag 
eine körperliche Bestandsaufnahme vorzunehmen. Wird dabei ein um mehr als 10 % höherer Wert ermittelt, 
ist dieser neue Wert maßgebend (vgl. R 5.4 Abs. 3 EStR).  

7 Durchführung der Inventur  

Bei der körperlichen Inventur werden die vorhandenen Vermögensgegenstände physisch aufgenommen. Für 
die jeweiligen Aufnahmeorte (z. B. Lager, Verkaufsräume, Werkstatt) sind Inventurteams mit jeweils einem 
Zähler und einem Schreiber zu bilden.  
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Für die Bestandsaufnahme gilt insbesondere:  

- Die Aufnahme der Bestände erfolgt in örtlicher Reihenfolge ihrer Lagerung.  

- Aufgenommene Bestände sind zu kennzeichnen.  

- Während der Bestandsaufnahme dürfen keine Materialbewegungen vorgenommen werden.  

- Die aufgenommenen Gegenstände müssen eindeutig bezeichnet werden (ggf. durch Materialnummer oder 
Kurzbezeichnung). Mengen und Mengeneinheit sind anzugeben.  

Inventurlisten und Unterlagen sind durchzunummerieren und vom Zähler und Schreiber zu unterzeichnen. 
Korrekturen während oder nach der Inventur müssen abgezeichnet werden. Aufzeichnungen können auch 
auf Datenträgern geführt werden. Inventur-Unterlagen sind 10 Jahre aufzubewahren.  

8 Kontrollmöglichkeit  

Die Bewertung muss einwandfrei nachprüfbar sein. Das erfordert eine genaue Bezeichnung der Ware (Qua-
lität, Größe, Maße usw.). Falls erforderlich, sind Hinweise auf Einkaufsrechnungen, Lieferanten oder Kalkula-
tionsunterlagen anzubringen, soweit dies aus der Artikelbezeichnung bzw. Artikelnummer nicht ohne Weite-
res ersichtlich ist. Wird eine Wertminderung (z. B. Teilwertabschreibung) geltend gemacht, ist der Grund und 
die Höhe nachzuweisen.  

9 Abschlussprüfer  

Bei prüfungspflichtigen Unternehmen empfiehlt sich vor der Inventur rechtzeitige Rücksprache mit dem Ab-
schlussprüfer, weil auch die Inventur Gegenstand der Abschlussprüfung ist.  

Mit freundlichen Grüßen 

Knut Lingott 
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